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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lattmann, Dr. Meinecke (Hamburg), 
Frau von Bothmer, Engholm, Dr. Glotz, Dr. Lohmar, Dr. Schweitzer, Vogelsang, 
Dr. Wiehert, Wüster, Frau Schuchardt, Möllemann, Hoffie und Genossen 
- Drucksache 7/1 195- 

betr. Fernunterricht 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 12. Dezember 1973 - MB/II A 4 - 0104 - 6 - die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wie wiele Teilnehmer gibt es zur Zeit an Fernlehrkursen? 

Die Anzahl der Teilnehmer an Fernlehrgängen kann trotz 
mehrerer Untersuchungen gegenwärtig nur als Schätzwert an- 
gegeben werden, weil einerseits für Fernlehrinstitute keine 
Auskunftspflicht besteht unti an(iererseits auch aus Werbeüber- 
legungen überhöhte Zahlenangaben nicht auszuschließen sind. 
Hinzu treten Unsicherheiten bei der Begriffsbestimmung; so 
lassen sich u. a. unterscheiden: 

— Teilnehmer, die für einen bestimmten Zeitraum (Lehrgangs- 
dauer) eingeschrieben sind; 

— zahlende Teilnehmer, die von der Möglichkeit, Korrektur- 
aufgaben einzusenden, keinen Gebrauch machen, so daß 
nicht zu erkennen ist, ob aktiv gelernt wird; 

— Teilnehmer, die die reguläre Lehrgangsdauer schon über- 
schritten haben, keine Zahlungen mehr leisten, aber noch 
vom Korrekturdienst betreut werden. 

Mit diesen Vorbehalten können die nachfolgenden Angaben 
gemacht werden: Insgesamt schätzt das Bundesinstitut für Be- 
rufsbildungsforschung aufgrund einer 1972 abgeschlossenen Er- 
hebung die Gesamtzahl der Teilnehmer an allen Fernlehr- 
gängen auf 200 000, während die Zentralstelle für Fernunter- 
richt der Länder mitgeteilt hat, daß sie von einer Gesamtzahl 
von 260 000 Teilnehmern ausgeht. In beiden Fällen sind Teil- 
nehmer an Medienverbundangeboten der Rundfunkanstalten 
und Kultusministerien nicht berücksichtigt; das Bundesinstitut 
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und die Zentralstelle schätzen die letztgenannten Teilnehmer 
übereinstimmend auf rund 100 000. 


ä) kommerzieller Unternehmen? 


Nach übereinstimmenden Angaben des Bundesinstituts und der 
Zentralstelle beträgt der Anteil des kommerziell betriebenen 
Fernunterrichts am Gesamtangebot ca. 80 v. H. In diesem Be- 
reich lernen demnach zwischen 150 000 und 200 000 Personen. 


b) privater, gemeinnütziger Institutionen? 

Nach vorliegenden Schätzungen beträgt der Anteil der Teil- 
nehmer, die von privaten, gemeinnützigen Institutionen betreut 
werden, knapp 20 v. H., so daß ihre Zahl zwischen 35 000 und 
50 000 liegen dürfte. 


c) öffentlicher Träger? 


Nach vorliegenden Schätzungen beträgt der Anteil der Teil- 
nehmer, die von öffentlichen Trägern betreut werden, knapp 
unter 5 v. H., so daß ihre Zahl zwischen 8000 und 11 000 Teil- 
nehmern liegen dürfte. 


2. Wie groß ist der Anteil der Kurse, die bisher mit dem Güte- 
siegel des BBF bzw. der ZfU ausgestattet wurden? 

Bei wie vielen der bisher überprüften Kurse wurde die Erteilung 
des Gütesiegels verweigert? 

Wie hoch ist der Anteil der auf dem Markt befindlichen Kurse, 
für die bislang kein Antrag auf Überprüfung gestellt wurde? 


(1) Die Überprüfung der Fernlehrgänge erfolgt bisher nur auf 
Antrag, also freiwillig. Nach den Feststellungen des Bundes- 
instituts für Berufsbildungsforschung bieten 126 Institute rund 
1300 - vielfach gleichartige - Lehrgänge an. Das Bundesinsti- 
tut hat bei 362 bisher vorliegenden Anträgen für 75 Lehrgänge 
Gütesiegel erteilt; 51 weitere Anträge sind verbindlich ange- 
kündigt. Die Zentralstelle für Fernunterricht der Länder teilte 
mit, daß bisher bei insgesamt 40 gestellten Anträgen in 26 
Fällen Gütesiegel zuerkannt wurden. Unter Zugrundelegung 
dieser Zahlen beträgt der Anteil der bisher erteilten Gütesiegel 
(zusammen 101) an der Gesamtzahl aller Fernlehrgänge etwa 
10 V. H. Für die Bewertung dieser Zahlen ist zu berücksich- 
tigen, daß es sich bei den aufgeführten Fernlehrkursen z. T. um 
die Bildungs- und Prüfungsstoffe aller Fächer und aller Klassen 
eines gesamten Schul- oder Hochschultyps oder eines beruf- 
lichen Bildungsganges handelt. 

(2) Das Bundesinstitut hat drei Anträge auf Erteilung eines 
Gütesiegels abgelehnt; in elf Fällen wurden Lehrgänge bis zur 
Überarbeitung zurückgestellt. Die Zentralstelle hat zwei An- 
träge wegen unvollständigen Materials nicht zur Überprüfung 
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angenommen und vier weitere bis zur Erfüllung von Auflagen 
zurückgestellt. 

(3) Der Anteil der auf dem Markt befindlichen Kurse, für die 
bisher keine Anträge auf Überprüfung gestellt oder verbindlich 
angekündigt wurden, beträgt also noch etwa 65 v. H. Dabei ist 
zu berücksichtigen, daß die Prüfungsverfahren erst seit zwei 
Jahren laufen. 

Zu dieser Entwicklung, die einschließt, daß inzwischen einige 
Fernlehrinstitute ihr gesamtes Angebot zur Überprüfung ein- 
gereicht haben, haben flankierende Maßnahmen der Bundes- 
anstalt für Arbeit (Förderung nur für Teilnehmer an überprüf- 
ten Lehrgängen) und des Bundesministers für Verteidigung (Be- 
rücksichtigung von Fernlehrgängen im Rahmen des Berufs- 
förderungsdienstes nur bei beantragter Überprüfung oder vor- 
liegendem Gütesiegel) erheblich beigetragen. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß bis auf 
weiteres mit einem umfangreichen Angebot ungeprüfter Fern- 
kurse auf dem Markt zu rechnen ist? 

Wird die Bundesregierung Schritte unternehmen, die ausschlie- 
ßen, daß künftig noch Fernlehrkurse ohne Gütesiegel auf dem 
Markt angeboten werden? 

(1) Bei Beurteilung der Tatsache, daß bisher erst rund 35 v. H. 
der Fernlehrkurse zur Überprüfung durch die staatlichen Prüf- 
stellen eingereicht worden sind bzw. werden, ist zunächst zu 
berücksichtigen, daß eine Einflußnahme auf Vertragsbedingun- 
gen und Inhalte auch nach anderen gesetzlichen Bestimmungen 
erfolgt. So kann Steuerbefreiung nach § 4 Ziff. 21 des Umsatz- 
steuergesetzes und nach § 3 des Gewerbesteuergesetzes ent- 
sprechend einer Absprache mit den für die Überprüfung zu- 
ständigen Ländern nur gewährt werden, wenn sich die Fern- 
lehrinstitute an die Richtlinien der staatlichen Prüfstellen 
halten. Da ein großer Teil der kommerziell arbeitenden Fern- 
lehrinstitute Steuerbefreiung beantragt hat, besteht die Aus- 
sicht, daß ein großer Teil des Fernschulmarktes sich auf erhöhte 
Qualitätsanforderungen, auch hinsichtlich des Geschäfts- 
gebarens, einrichtet. Zunehmende Bedeutung erlangt außerdem 
die Regelung nach § 3 des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes, wonach Ausbildungsförderung für Teilnehmer an Fernlehr- 
gängen nur dann gewährt wird, wenn die Lehrgänge in den 
wesentlichen Punkten den Anforderungen der staatlichen Prüf- 
stellen genügen; auch hierdurch werden die Fernlehrinstitute 
gedrängt, verbesserte Angebote zu machen. Entsprechendes gilt 
- wie erwähnt - schon seit Jahren für die Gewährung von Bei- 
hilfen nach § 34 des Arbeitsförderungsgesetzes. Schließlich 
zeichnet sich als Entwicklung ab, daß die staatlichen Gütesiegel 
einen steigenden Bekanntheitsgrad erreichen; ihre marktord- 
nende Funktion wird wirksam und dürfte schon mittelfristig 
dazu führen, daß nicht mit Gütezeichen ausgestattete Fernlehr- 
gänge von den Interessenten nicht mehr belegt weiden. Der 
unmittelbare Kontakt mit den Fernlehrinstituten und die Ein- 
wirkungsmöglichkeiten, die die staatlichen Stellen durch ihre 
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Überprüfungsaufgaben gewonnen haben, können diese Ent- 
wicklung noch beschleunigen. 

(2) Die Bundesregierung prüft z. Z. die Möglichkeit, durch 
gesetzliche Regelung das Recht der Fernlehrinstitute, Lehr- 
gänge anzubieten, von der Einhaltung der Richtlinien der staat- 
lichen Prüfstellen und von der Erteilung von Gütesiegeln ab- 
hängig zu machen. 

Die Kultusminister der Länder haben im übrigen angeregt, im 
Wege der Änderung des Staatsvertrages über die Zentralstelle 
für Fernunterricht der Länder eine Überprüfung der vom Staats- 
vertrag erfaßten Fernlehrkurse von Amts wegen dann vorzu- 
nehmen, wenn öffentliche Interessen vorliegen. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß es Fernschulen gibt, die 
durch einige mit Gütesiegel versehene Kurse aus ihrem Ange- 
bot den Eindruck zu erwecken suchen, daß sämtliche von ihnen 
angebotenen Kurse eine entsprechende Qualität aufweisen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit, nicht nur 
einzelnen Kursen, sondern Fernlehreinrichtungen bei Vorhan- 
densein ausreichend qualifizierten Lehrpersonals und entspre- 
chender Materialien ein Gütesiegel auch als Institution zu 
erteilen? 


(1) Versuche einiger Fernlehrinstitute, unter Herausstellung 
einzelner mit Gütesiegel versehener Kurse aus ihrem Angebot 
den Eindruck zu erwecken, daß sämtliche von ihnen ange- 
botenen Kurse eine entsprechende Qualität aufweisen, sind der 
Bundesregierung bekannt geworden. Die betreffenden Institute 
haben durch dieses Handeln gegen die Richtlinien der staat- 
lichen Prüfstellen verstoßen und laufen Gefahr, die Gütesiegel 
zu verlieren. Zur Überprüfung von Fernlehrgängen gehört auch 
die Beobachtung der Werbung. So achtet z. B. das Bundesinsti- 
tut für Berufsbildungsforschung darauf, daß die erteilten Güte- 
siegel nur in dem Sinne verwendet werden, den die Richtlinien 
zulassen. In Einzelfällen, in denen Verstöße beobachtet wurden, 
wurde bereits eingeschritten. 

(2) Eine Zuerkennung von Gütesiegeln an Fernlehrinstitute 
insgesamt (an Stelle der Auszeichnung einzelner Lehrgänge) 
erscheint nicht praktikabel, weil dann konsequenterweise das 
Gütesiegel letzten Endes doch bei jedem neu eingebrachten 
Fernlehrgang und bei jeder Neueinstellung einer Lehrkraft 
wieder entzogen werden müßte, bis die Überprüfung erneut mit 
positivem Ergebnis abgeschlossen ist. Eine solche Regelung 
würde auch den Willen der Institute zur Erneuerung ihres 
Lehrangebots lähmen. 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß es immer noch eine große 
Zahl von Fällen gibt, in denen bildungswilligen Bürgern durch 
unseriöse Werbemethoden und zum Teil allzu geschäftstüchtige 
Vertreterpraktiken ohne Vorlage ausreichenden Informations- 
materials und ohne Einräumung einer Bedenkfrist Verträge für 
Kurse aufgedrängt werden, die nicht ausreichend qualifiziert 
bzw. subjektiv für diese Bürger ungeeignet sind? 

Gedenkt die Bundesregierung etwas zu unternehmen, damit die 
Abnehmer von Fernlehrkursen nach mindestens 14tägiger An- 
sicht ausreichenden, geprüften Informationsmaterials vom Ver- 
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trag zurückgetreten und im übrigen nach jedem Kursabschnitt 
(Semester) kündigen können? 

Zu welchem Zeitpunkt sieht sich die Bundesregierung in der 
Lage, entsprechende Gesetzesnovellen vorzulegen? 

Welche Rolle kommt ferner in diesem Zusammenhang dem Ent- 
wurf zum Abzahlungsgesetz (Drucksache 7/598) zu? 

(1) Der Bundesregierung ist bekannt, daß es immer noch Fälle 
gibt, in denen bildungswiliigen Bürgern durch unseriöse Werbe- 
methoden und durch geschäftstüchtige Vertreterpraktiken Ver- 
träge für Fernlehrkurse aufgedrängt werden, die nicht geeignet 
erscheinen. Allerdings hat die Zahl solcher Fälle in den letzten 
Jahren erheblich abgenommen, was u. a. auf die staatlichen 
Uberprüfungsmaßnahmen bei der Erteilung von Gütesiegeln, 
bei Steuerbefreiungen und im Falle der Anerkennung für eine 
individuelle Förderung von Fernunterrichtsteilnehmern durch 
den Staat zurückzuführen ist. Die staatlichen Anforderungen 
umfassen: 

— eine ausführliche schriftliche Information, die allen Informa- 
tionsangeboten vorangestellt sein muß; 

— Vertreter, Berater, Angestellte oder Beauftragte des Fern- 
lehrinstituts dürfen Interessenten nur dann aufsuchen, wenn 
diese um den Besuch ausdrücklich schriftlich gebeten haben 
und zuvor das den Richtlinien entsprechende Informations- 
material erhielten; 

— ein Rücktrittsrecht innerhalb von 14 Tagen nach Zugang der 
ersten Lieferung; 

— Kündbarkeit des Vertrages erstmals zum Ende des 1. Halb- 
jahres, anschließend vierteljährlich; 

— für den Fall von Rechtsstreitigkeiten Vereinbarung des 
Wohnortes des Teilnehmers als Gerichtsstand. 

(2) Die Bundesregierung prüft, wie zum Schutz der Fernunter- 
richtsteilnehmer die Möglichkeit einer einheitlichen gesetz- 
lichen Regelung, die Bestimmungen zum Rücktritts- und Kün- 
digungsrecht sowie weitere Vorschriften zum Inhalt aller Fern- 
unterrichtsverträge geschaffen werden kann. Ein Zeitpunkt 
für gesetzliche Vorschläge kann zur Zeit noch nicht angegeben 
werden. Ohne den Regelungen vorzugreifen, muß nach Auf- 
fassung der Bundesregierung dem Fernlehrgangsteilnehmer 
jedenfalls das Recht zustehen, innerhalb einer angemessenen 
Bedenkfrist nach Zugang der ersten Lieferung des Lehrmate- 
rials ohne Angabe von Gründen vom Vertrag zurückzutreten. 

Der vom Bundesrat eingebrachte Entwurf eines Zweiten Geset- 
zes zur Änderung des Abzahlungsgesetzes (Drucksache 7/589) 
sieht bei Verträgen mit wiederkehrenden Leistungen bereits 
ein auf eine Woche befristetes Widerrufsrecht vor, das nach 
dem gegenwärtigen Stand der Beratungen auch für Fernlehr- 
kurse von Bedeutung sein wird. Im Rahmen der Überlegungen 
für neue gesetzliche Vorschriften zum Schutz der Fernunter- 
richtsteilnehmer wird aber erwogen, über die bisher vorge- 
sehene Regelung des Widerrufs hinaus für den Bereich der 
Fernlehrkurse ein den besonderen Verhältnissen angepaßtes 
Lösungsrecht einzuführen. 
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Die Bundesregierung befürwortet auch die Einführung eines 
unabdingbaren ordentlichen Kündigungsrechts des Teilnehmers 
an einem Fernlehrgang. Soweit derartige Verträge - wie 
üblich “ unter Zugrundelegung von Formularen oder Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen abgeschlossen werden, können 
unangemessene Vertragsgestaltungen einschließlich übermäßig 
langer vertraglicher Bindungen des Kursteilnehmers in gewis- 
sem Umfang auch im Rahmen der von der Bundesregierung 
geplanten Regelung zum Schutze des Verbrauchers gegenüber 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen unterbunden werden. Es 
ist vorgesehen, noch in dieser Legislaturperiode einen entspre- 
chenden ersten Gesetzentwurf einzubringen. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Frankreich der Ver- 
kauf vbn Fernlehrkursen durch Vertreter verboten ist, und 
erwägt sie ebenfalls Schritte in diese Richtung? 

Wie steht die Bundesregierung zu der alternativen Möglich- 
keit, eine ausreichende Qualifikation sogenannter Studien- 
berater vorzuschreiben und den Verkauf auf Provisionsbasis zu 
unterbinden? 

Wie schnell glaubt die Bundesregierung, hier notwendige Maß- 
nahmen ergreifen zu können? 

(1) Zum Teilnehmerschutz gehört auch der Schutz vor unseriös 
arbeitenden Provisionsvertretern. In einigen europäischen 
Ländern - wie in Frankreich - ist diese Frage durch ein Ver- 
treterverbot gelöst worden. Die Bundesregierung würde dem- 
gegenüber - soweit verfassungsrechtlich möglich - einer um- 
fassenden Lösung des Problems im Rahmen der gesetzlichen 
Maßnahmen zum Schutz der Fernlehrgangsteilnehmer den Vor- 
zug geben. Der Einordnung des Fernunterrichts in das Bildungs- 
wesen und dem Förderungsgedanken würde es besser entspre- 
chen, wenn eine gewisse Beratung erhalten bleibt, sofern der 
Lehrgangsteilnehmer geschützt wird. Die Ausübung der Be- 
ratertätigkeit erfordert dann allerdings eine Festlegung von 
Mindestqualifikationen und Rahmenbedingungen. In Verbin- 
dung mit erweiterten Rücktritts- und Kündigungsrechten für 
Fernlehrinteressenten, mit einer funktionalen Trennung von 
Verkaufs- und Beratertätigkeit und mit qualitativen Anforde- 
rungen an die Berater, könnte eine befriedigende Lösung ge- 
funden werden. 

(2) Diese Überlegungen werden in die Vorstellungen der Bun- 
desregierung zu einer gesetzlichen Regelung zum Schutz der 
Fernlehrgangsteilnehmer Eingang finden. 


7. Wie ist der Stand des bei der Ministerpräsidentenkonferenz zur 
Beschlußfassung anstehenden „Änderungsentwurfs zum Staats- 
vertrag über die Errichtung und Finanzierung der Zentralstelle 
für den Fernunterricht", die eine Anerkennung des Gütesiegels 
des BBF im Hinblick auf solche staatliche Prüfungen bisher nicht 
vorsieht, welche die Länder für Absolventen von Fernlehr- 
kursen einführen wollen bzw. eingeführt haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung im kurz- und mittelfristigen 
Entscheidungsbereich gegen die dadurch eingetretene Verun- 
sicherung von Fernschülern zu unternehmen, die eine solche 
staatliche Prüfung anstreben und einen Kurs mit dem Gütesiegel 
des BBF absolvieren? 
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Ist die Bundesregierung mit den Fragestellern der Auffassung, 
daß einer weiteren Auseinanderentwicklung der das Fernlehr- 
wesen betreffenden Rechtsvorschriften entgegengewirkt werden 
muß und daß der Bund in diesem Bereich eine größere Verant- 
wortung übernehmen muß? 

Hält die Bundesregierung das Instrument des Staatsvertrags für 
ein geeignetes Mittel, in obiger Frage eine bundeseinheitliche 
Regelung sicherzustellen? 


(1) Zum Stand der Verhandlungen über den „Anderungsent- 
wurf zum Staatsvertrag über die Errichtung und Finanzierung 
der Zentralstelle für den Fernunterricht" hat die Zentralstelle 
für Fernunterricht der Länder mitgeteilt, daß die Beratung 
dieses Entwurfs auf die Tagesordnung der Ministerpräsidenten- 
konferenz am 29, November 1973 gesetzt wurde; nach Verab- 
schiedung durch die Ministerpräsidentenkonferenz werde die 
Novelle den Länderparlamenten zur Ratifizierung zugehen. 
Staatsvertrag und Novelle behielten den Ländern die Zulas- 
sung zu den besonderen Abschlußprüfungen nach Maßgabe der 
Rahmenvereinbarung der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister der Länder vom 15. Juni 1973 für diejenigen Fernlehr- 
gänge vor, die das Gütesiegel der Zentralstelle für Fernunter- 
richt erhalten haben. 

(2) Im Hinblick auf die Auswirkungen der Rahmenverein- 
barung der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder 
über staatliche Abschlußprüfungen für Fernlehrgangsteilnehmer 
finden zur Zeit Gespräche zwischen dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft und den Kultusministern der Länder 
statt, die zum Ziele haben, eine Diskriminierung solcher Fern- 
lehrgangsteilnehmer zu vermeiden, die vom Bundesinstitut für 
Berufsbildungsforschung mit positivem Ergebnis überprüfte 
Lehrgänge absolviert haben. Der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft führt diese Gespräche mit der Zielsetzung, 
auch künftig die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Fernlehr- 
wesens insbesondere zwischen den beiden staatlichen Prüf- 
stellen zu gewährleisten und zu verstärken. 

(3) Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese Verhand- 
lungen zu einer Abstimmung und Koordinierung führen, die 
eine Auseinanderentwicklung der für das Fernlehrwesen gel- 
tenden Rechtsvorschriften verhindern. Die Bundesregierung 
prüft - wie dies in der Antwort zu den Fragen 3, 5 und 6 aus- 
geführt wurde - darüber hinaus die Möglichkeit, unter voller 
Ausschöpfung der Bundeskompetenzen durch gesetzliche Rege- 
lungen das Angebot von Fernlehrgängen von der Einhaltung 
der Richtlinien der staatlichen Prüfstellen abhängig zu machen 
und den Schutz der Fernunterrichtsteilnehmer zu verbessern,- 
sie würde in solchen Regelungen die zweckmäßigste Form einer 
Sicherung der allseits angestrebten Ziele sehen. 


8. Welche Schritte sind nach Meinung der Bundesregierung er- 
forderlich, um eine langfristig gültige Regelung für die Kontrolle 
und Weiterentwicklung des Fernunterrichtswesens zu erreichen? 


Zusammenfassend geht die Bundesregierung davon aus, daß die 
geplanten gesetzlichen Initiativen und eine Fortentwicklung 
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der staatlichen Uberprüfungstätigkeit zu einer befriedigenden 
Situation im Fernlehrwesen und zu einem wachsenden Ver- 
trauen der Lernwilligen in diesen wichtigen Bildungsbereich 
führen können. Im übrigen bedürfen Fernunterricht und Fern- 
studium einer zügigen Förderung, der sich die Bundesregierung 
im Rahmen der Entwicklung des Bildungswesens nachdrücklich 
annehmen wird. 
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